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Am 8. Oktober 2007 feierte das Landesar-
beitsgericht Köln sein 25-jähriges Bestehen. 
Der Festakt im beeindruckenden Stiftersaal  
des Wallraf-Richartz-Museums in Anwe-
senheit einer illustren Gästeschar hätte so 
nicht gelingen können, wenn nicht der 
Deutsche Arbeitsgerichtsverband, die So- 
zialpartner und die Anwaltschaft uns hilf- 
reich zur Seite gestanden hätten. Die Un-
terstützung erlaubte es auch, diese Bro-
schüre zur Erinnerung an das Jubiläum he- 
rauszugeben.

Auf der Feier durften wir erfahren, dass die 
Arbeit des Landesarbeitsgerichts Köln von 
vielen geschätzt wird. Das ist uns Ansporn 
für die Zukunft, nie die Interessen der Recht- 
suchenden an einer zügig agierenden und 
stets der Gerechtigkeit verpflichteten Justiz  
aus dem Auge zu verlieren.

Dr. Udo Isenhardt
Präsident des Landesarbeitsgerichts Köln
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mit je einem auf Vorschlag der Arbeitge-
berverbände und der Gewerkschaften er-
nannten Beisitzer, war leider auch keine 
Kölner Singularität, sondern hatte sich all- 
 gemein seit der Mitte des 19. Jahrhunderts 
zu dem nicht mehr wegzudenkenden Struk- 
 turprinzip der Arbeitsgerichtsbarkeit ent-
wickelt. Deshalb ist es auch eine Selbstver-
ständlichkeit, aber auch eine große Freude, 
dass Vertreter der Sozialpartner und der eh-
renamtlichen Richter heute unsere Gäste 
sind, und ich grüße insoweit herzlich die  
Herren Jäger und Dr. Uellenberg-van Dawen. 

Es gab allerdings doch eine Besonderheit, 
die die Bedeutung dieses Kölner Berufungs-
gerichts für die Entwicklung der Arbeitsge-
richtsbarkeit und das Arbeitsrecht auch im 
Nachkriegsdeutschland schlaglichtartig er- 
hellt. Vermutlich schon 1927 war Hans Carl 
Nipperdey, Kölner Professor und später der 
erste Präsident des Bundesarbeitsgerichts, 
stellvertretender Vorsitzender beim LAG 
Köln. Das hätte ein weiterer Grund dafür 
sein können, dass die Düsseldorfer Arbeits-
gerichtsbarkeit 1946 nicht die Nase vorn 
hatte. Wenigstens zum Trost hätte das Wir-
ken Nipperdeys in der Arbeitsgerichtsbar-
keit nahelegen können, die 18 Jahre von 
1927 bis 1945 dem Alter unseres LAG hin-
zuzurechnen und schon in wenigen Jahren 
seinen 50. Geburtstag zu feiern. 

Den Gedanken haben hieß ihn verwerfen. 
Der Grund dafür war, dass vor dem Kriege 

die Landesarbeitsgerichte und das Reichs-
arbeitsgericht schlicht den Landgerichten 
bzw. dem Reichsgericht als Kammern bzw. 
Senat angegliedert waren. Nach Scheidung 
dieser Ehe hat die Arbeitsgerichtsbarkeit 
die alten Zeiten einfach vergessen. An Wie-
derheirat denkt sie nicht. Dafür hat sie ein 
zu starkes Eigenleben entwickelt, was  daran 
deutlich wird, das das Reichsarbeitsgericht 
noch aus einem Senat bestand, das Bundes-
arbeitsgericht seit längerem aber schon 
aus zehn.

Trotz der Scheidung sind die Ex-Partner das 
geblieben, was als Idealzustand angesehen 
wird, nämlich gute Freunde. Ich freue mich 
daher über die Anwesenheit aller Kölner 
Präsidenten der ordentlichen Gerichtsbar-
keit und begrüße stellvertretend für sie 
Herrn Präsidenten des Oberlandesgerichts 
Riedel sehr herzlich. Das gibt mir sogleich 
Gelegenheit, auch die leitenden Herren der 
Staatsanwaltschaft sowie für alle Reprä-
sentanten der Fachgerichtsbarkeiten stell-
vertretend Herrn Präsidenten des Finanz-
gerichts Dr. Schmidt-Troje, dessen Gericht 
ebenfalls vom Fusionsfieber genesen ist, 
willkommen zu heißen.

Zurück zum LAG Köln. Es ist das Jahr 1946. 
Die Kölner sind mit dem Wiederaufbau ih-
rer schönen Stadt vollauf beschäftigt. Folg- 
 lich interessiert es sie nicht, wo die erste 
Kammer eines Landesarbeitsgerichts im 
Rheinland in diesem Jahr angesiedelt wird.  

Eröffnungsrede 
Dr. Udo Isenhardt, Präsident des Landesarbeitsgerichts
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Hoch geschätzte Festgemeinde! 
Das Kölner Landesarbeitsgericht ist in die-
sem Jahr ein Vierteljahrhundert alt gewor-
den. Der Geburtstag war zwar schon am  
1. Januar. Zu diesem Zeitpunkt und noch 
später war jedoch die Gesundheit des Ge-
richts stark angegriffen, weil es sich am Fu- 
sionsfieber infiziert hatte, das unter Fachge-
richten zuweilen grassiert. Zunächst muss-
ten die inneren Abwehrkräfte mobilisiert 
werden. Inzwischen sind die Viren überwäl-
tigt und es erfüllt uns wieder „des Lebens 
ungemischte Freude“. 

Die Ursache für diese Mixtur von Entspannt-
sein und Euphorie, die unseren Geburtstag 
zur Jubelfeier macht, haben Sie gesetzt, ver-
ehrte Frau Ministerin Müller-Piepenkötter. 
Deshalb heißen wir Sie heute herzlich will-
kommen und freuen uns sehr auf Ihr Gruß-
wort. In den Willkommensgruß schließe ich  
kurzerhand die anwesenden Herren Ihres 
Hauses mit ein, denn sie alle haben sich von 
der Lebensfreude des LAG Köln anstecken 
lassen. Dass dem Gericht die dem Arbeits-
rechtler nicht unbekannte ärztliche Arbeits-
fähigkeitsbescheinigung ausgestellt wer- 
den konnte, wurde befürwortet vom  Land-
tag und der Stadt Köln. Ich sehe deren Ver- 
 treter hier gern und danke Herrn Bürger-
meister Müller schon jetzt für sein Gruß-
wort.

Meine Damen und Herren, betrachtet man 
die Arbeitsgerichtsbarkeit im Rheinland, so 

stellt man fest, dass das Landesarbeitsge-
richt Düsseldorf schon über 60 Jahre be-
steht. Unwillkürlich stellt der Kölner sich 
die Frage, wie konnte das denn passieren, 
dass unmittelbar nach dem Krieg nicht 
stattdessen ein LAG Köln gegründet wor-
den ist. Nun, meine Damen und Herren,  ge-
nauso könnte man sich fragen, warum ist 
Düsseldorf Landeshauptstadt. Das ist eine 
Laune der Geschichte und die gibt es auch 
in der rheinischen Arbeitsgerichtsbarkeit.

Für Historiker sprach nämlich zunächst al- 
 les für ein LAG Köln, weil die Arbeitsge- 
richtsbarkeit als selbständiger Gerichts-
zweig im hiesigen Bezirk „erfunden“ wurde. 
Die ältesten Arbeitsgerichte Deutschlands 
liegen im LAG-Bezirk Köln. Es sind die Ar-
beitsgerichte Aachen und Köln, deren Vor-
läufer Napoleon entsprechend den fran-
zösischen conseils de prud’hommes 1808 
bzw.  1811 gegründet hatte. Darüber hinaus 
stammt ein frühes Muster einer zweiten 
Instanz in Arbeitsrechtssachen aus Köln.
Mit dem Beginn der modernen Arbeitsge-
richtsbarkeit, die auf das Arbeitsgerichts- 
gesetz in seiner Weimarer Fassung zurück- 
geht, wurde nämlich auch ein LAG Köln ge- 
gründet. 

Zugegeben werden muss zwar, dass es 
nicht das erste oder einzige rheinische LAG 
in den zwanziger Jahren des vorigen Jahr-
hunderts war. Seine Konstitution, das heißt,  
die Besetzung neben dem Vorsitzenden 
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Fälle der Insolvenzsicherung der betrieb-
lichen Altersversorgung aus ganz Deutsch-
land zuständig ist. Es hat für den WDR als 
der größten Rundfunkanstalt in Deutsch-
land in vielen Verfahren den etwaigen Sta- 
 tus der Mitarbeiter als Arbeitnehmer ge-
klärt. Wichtige Fragen aus dem individuel-
len und kollektiven Arbeitsrecht standen 
bei ihm zur Lösung an, unter ihnen lokal 
bedeutsame wie die Schadensersatzan-
sprüche von Herrstatt gegen seine Devi-
senhändler oder die gestrichene Dienstbe- 
freiung am Rosenmontag wegen des Golf- 
kriegs, aber auch amüsante wie die, ob in 
der freiwilligen Zuwendung einer Flasche 
Champagner der Marke Pommery zum da- 
maligen Ladenpreis von ca. 39,00 DM an 
nicht streikende Arbeitnehmer eine unzu- 
lässige Maßregelung der Streikteilnehmer 
zu erblicken ist, oder die, ob die mehrfache 
Verweigerung des Grußes eines Arbeitneh- 
mers gegenüber seinem Arbeitgeber eine 
grobe Beleidigung und damit einen Kündi-
gungsgrund darstellt.

Dass das LAG Köln auf alle Streitfragen die 
richtige Antwort gegeben hätte, das wäre 
vermessen zu sagen. Denn der Kopf der Ar- 
beitsgerichtsbarkeit ist schließlich das Bun-
desarbeitsgericht und das befindet sich in 
Erfurt. Aber das Herz des Arbeitsrechts, das 
schlägt in der Kölner Region. Von hier hat 
das Bundesarbeitsgericht immer wieder im 
wahrsten Sinne des Wortes frisches Blut 
bekommen. Zwei frühere Vizepräsidenten 

des BAG stammen aus den Kölner LAG-
Kammern, einer davon, der zu den ältes- 
ten Arbeitsrichtern Deutschlands gehört, 
ist heute hier; seien Sie gegrüßt, Herr Dr. 
Neumann. Dazu gesellen sich mehrere 
Bundesrichter aus dem Gericht oder dem 
Bezirk. 

Natürlich fällt nicht aller Glanz auf das  
LAG Köln zurück. Von besonderer Bedeu-
tung sind auch die im Bezirk liegenden Uni- 
versitäten Köln und Bonn, die über eine  
Reihe hervorragender Arbeitsrechtler ver- 
fügen. Deren Leistungen manifestieren  
sich nicht nur in vortrefflicher rechtswis- 
senschaftlicher Auseinandersetzung oder 
gar im Entwurf eines Arbeitsvertragsge- 
setzbuches, sondern auch im persönlichen 
Engagement in oder für die Arbeitsge- 
richtsbarkeit. Nipperdey, die Inkarnation 
des Wissenschaftlers und Richters, habe ich 
schon genannt. Professor Hanau war eh-
renamtlicher Richter am LAG Köln, Profes-
sor Thüsing immerhin unser Referendar.

Alle anwesenden Kölner und Bonner Ar-
beitsrechtsprofessoren, deren Doyen, Herr 
Professor Hanau, heute dankenswerter-
weise den Festvortrag hält, haben immer 
wieder ausgezeichneten Nachwuchs nicht 
nur für die Arbeitsgerichtsbarkeit, sondern 
auch für die Fachanwaltschaft für Arbeits-
recht herangebildet. Nicht zuletzt ange-
sichts dieser Wurzeln stellt die Fachan-
waltsschaft, die in großer Zahl anwesend 
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Man kann diese einzige Kammer ja auch 
schlecht teilen. Die zweite Kammer lassen 
sie sich aber nicht entgehen, und sie wird 
1949 in Köln errichtet. Die wieder eröffnete 
Chance, schon früh  50 Jahre LAG Köln feiern 
zu können, und zwar diesmal schon 1999 
war zum Greifen nahe. Aber für eine einzi-
ge Kammer installiert man kein zweites Be-
rufungsgericht. Zwei Präsidenten für zwei 
Kammern sind eben zuviel. 

Dann tritt allerdings eine dynamische Ent-
wicklung ein. Eine Kölner Kammer nach  
der anderen kommt hinzu. Die Kölner Lan-
desarbeitsrichter werden immer selbstbe-
wusster und veröffentlichen ihre Entschei-
dungen nicht mehr unter dem Pseudonym 
„LAG Düsseldorf“, nein, sie outen sich als 
„LAG Düsseldorf/Kammern Köln“, obwohl 
es diese Firma offiziell gar nicht gab. All-
mählich waren die detachierten Kammern 
in Köln größer als eine Reihe von Landesar-
beitsgerichten in den übrigen Bundeslän-
dern. Das rief nach einer eigenen Verwal-
tung und einer Repräsentanz vor Ort.

Allmählich entwickelten sich die Verhält-
nisse für dieses Projekt günstig. Man hatte 
sich nämlich lange mit dem Problem ge-
quält, dass die Bezirke der Gerichte für Ar-
beitssachen in Nordrhein-Westfalen seit 
Jahrzehnten nur durch Verordnung, nicht 
aber durch Gesetz festgelegt waren. Zur  
Behebung dieses Mangels verabschiedete 
der Landtag Ende 1981 das Gesetz zur Aus-

führung des Arbeitsgerichtsgesetzes, des- 
sen § 1 als Erfüllung eines lang gehegten 
Wunsches der beteiligten Kreise endlich  
wie in Stein gemeißelt bestimmte: „Lan-
desarbeitsgerichte bestehen in Düsseldorf, 
Hamm und Köln“. Das Gesetz basierte auf 
einem Entwurf des damals für die Arbeits- 
 gerichtsbarkeit zuständigen Arbeitsminis-
ters Professor Farthmann. Er ist also unser 
„Gründungsminister“, und es erfüllt mich 
mit großer Freude, dass er seinem Gericht 
die Treue gehalten hat und heute unter uns 
ist. 

Programmgemäß nahm das LAG Köln, da-
mals noch aus zehn Kammern bestehend 
und somit noch etwas kleiner als heute, 
seine Arbeit zum Beginn des Jahre 1982 
auf. Zum Glück stand für das Gericht mit 
Professor Stahlhacke als erstem Präsiden- 
ten sogleich ein wahrlich prominenter Köl-
ner Richter bereit, um alles in gute Bahnen 
zu lenken. Professor Stahlhacke wäre als 
„Gründungspräsident“ heute gern zu uns 
gestoßen, aber leider hat seine Gesundheit 
das nicht zugelassen.

Nun sind 25 Jahre geschafft. Obwohl das 
jüngste unter den Landesarbeitsgerichten 
in den alten Bundesländern, ist das LAG 
Köln aus der Landschaft der Gerichte für 
Arbeitssachen nicht mehr wegzudenken.
Es wirkt weit über seinen Bezirk hinaus, in 
dem es durch den hier ansässigen Pensions- 
Sicherungs-Verein als Berufungsgericht für 
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Eröffnungsrede
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ist und dadurch in beeindruckender Weise 
ihre Verbundenheit mit uns demonstriert, 
gerade im Kölner LAG-Bezirk ein Schwerge-
wicht dar. Darauf dürfen Sie, sehr geehrte 
Frau Tybussek, als Vorsitzende des Kölner 
Anwaltsvereins stolz sein. 

Schließlich darf, wenn vom Herzen des Ar- 
 beitsrechts und der Arbeitsgerichtsbarkeit 
die Rede ist, nicht unerwähnt bleiben, dass 
der 1949 in Köln wieder gegründete und 
heute noch dort sitzende Deutsche Arbeits-
gerichtsverband die an der Förderung die-
ser Gerichtsbarkeit interessierten Kreise in 
ganz Deutschland zusammenhält.

Erlauben Sie mir zum Schluss noch ein paar  
Worte. Zunächst sehen Sie mir bitte nach, 
dass ich nicht alle namentlich begrüßen 
konnte wie z. B. 

 die Vertreter des Regierungspräsidenten, 
  der Industrie- und Handelskammern, der 
  Handwerkskammer, der Agentur für Ar-
 beit, des Behördenleiterkreises,

 alle anwesenden Arbeitsrichter, gleich 
 in welcher Funktion

 und nicht zuletzt alle Mitarbeiter des
 Landesarbeitsgerichts und seiner Ar-
 beitsgerichte.

Sie alle sind mir selbstverständlich hoch 
willkommen. Das gilt auch für die Vertre-
ter der Presse, die uns hoffentlich immer in 
einem guten Licht erscheinen lassen.

Sodann ist es mir ein Bedürfnis, darauf hin-
zuweisen, dass das Landesarbeitsgericht 
eine Feier in diesem Rahmen nur mit Hilfe 
der Arbeitsgemeinschaft Köln des Deut-
schen Arbeitsgerichtsverbandes, die Mit-
veranstalter ist, schultern konnte. In dieser 
Unterstützung kam ein großartiges Enga- 
gement von Arbeitgeberverbänden, der 
Gewerkschaften, des KAV und einzelner 
Rechtsanwälte zum Ausdruck, für das ich 
auf das äußerste dankbar bin. Dass sich 
darüber hinaus die Vertreter dieser Orga- 
 nisationen zu einer Gratulantenrunde zu- 
sammengefunden haben, erfüllt mich mit 
besonderer Freude.  

Ich danke auch herzlich dem Jazzduo 
Aschenbrenner/Trost, das uns bereits fest-
lich eingestimmt hat, und darf letztend- 
lich noch Folgendes sagen: Eigentlich bin  
ich rundum glücklich, dass Sie alle durch  
Ihr Kommen gezeigt haben, wie wichtig Ih- 
nen ein Berufungsgericht in Arbeitsrechts- 
sachen am Standort Köln ist. Nur ein einzi-
ger Geburtstagswunsch ist noch offen. Ich 
wünsche mir, dass am 50. Geburtstag im 
Jahre 2032 hier oben eine Präsidentin oder 
ein Präsident steht, die oder der sagen 
kann: Das Landesarbeitsgericht gehört zu 
Köln wie der Dom. Und der ist für die Ewig-
keit.
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Grusswort
Roswitha Müller-Piepenkötter, Justizministerin des Landes Nordrhein-Westfalen

Als Justizministerin des Landes überbringe 
ich Ihnen die Grüße der Landesregierung 
und beglückwünsche die Arbeitsgerichts-
barkeit im Bezirk des Landesarbeitsgerichts 
Köln zu ihrem 25. Geburtstag.

Meine Damen und Herren, die heutige Fei-
er reiht sich ein in die Feiern zu den runden  
Geburtstagen der Landesarbeitsgerichte  
im Lande NRW und bildet gleichsam ihren 
Abschluss. Im August letzten Jahres war ich 
Gast bei dem Landesarbeitsgericht Hamm 
und im November 2006 bei dem Landes-
arbeitsgericht Düsseldorf. Beide Gerichte 
haben ihren 60. Geburtstag gefeiert. Heu-
te steht das Landesarbeitgericht Köln im 
Mittelpunkt.

Es ist das jüngste Geburtstagskind. Nach- 
dem Sie, Herr Dr. Isenhardt, die Geschichte 
 

des Landesarbeitsgerichts Köln bereits 
nachgezeichnet und erläutert haben, wa- 
rum das heutige Geburtstagskind das jüng- 
ste der drei Landesarbeitsgerichte in NRW 
ist, möchte ich dies nicht vertiefen.

Auch ich möchte aber kurz zurückblicken. 
Anlässlich der Festveranstaltung zum 60-
jährigen Bestehen der Arbeitsgerichtsbar-
keit im Bezirk des Landesarbeitsgerichts 
Düsseldorf hatte ich dargelegt, dass ich 
prüfen lasse, ob die Landesarbeitsgerichte 
Düsseldorf und Köln zu einem einheitli- 
chen Landesarbeitsgericht zusammenge-
legt werden sollen. Ich habe damals aus-
drücklich betont, dass die Prüfung ergeb- 
nisoffen durchgeführt wird, weil erst noch 
sorgfältig und gründlich zu prüfen war, ob 
die Vorteile einer Zusammenlegung deren 
Nachteile überwiegen.

 Ministerin Müller-Piepenkötter, Präsident Dr. Isenhardt und Prof. Dr. Hanau (r.)

Eröffnungsrede



Das Ergebnis der Prüfung ist Ihnen be- 
kannt. Ich habe im Juni diesen Jahres dem 
Rechtsausschuss des Landtags den Stufen- 
plan zur Optimierung der Gerichtsstruktur 
vorgestellt und in diesem Zusammenhang 
mitgeteilt, dass die Landesarbeitsgerichte 
Köln und Düsseldorf – ebenso wie die Fi- 
nanzgerichte Köln und Düsseldorf – eigen-
ständig bleiben. Eine Zusammenlegung 
hätte mehr Nachteile als Vorteile gehabt.
 

An den mit der Prüfung angestrebten Zie- 
 len hat sich allerdings nichts geändert. Die 
Landesregierung hat sich zum Ziel gesetzt, 
die Verwaltung zu modernisieren und Bü- 
rokratie abzubauen. Hierbei möchte ich die 
Justiz auch weiterhin in die Lage versetzen,  
in hoher Qualität ihre vielfältigen Aufga- 
ben wahrnehmen zu können. Im Rahmen 
der Überprüfung der Gerichtsstrukturen 
galt deshalb, dass alle Maßnahmen an fol- 
genden Zielen zu messen sind:

 Nachhaltige Erhöhung 
 der Leistungsfähigkeit der Justiz 

 Stärkung der Rechtspflege 
 Sicherstellung einer bürgernahen Justiz. 

Bei der Verwirklichung dieser Ziele haben 
die drei Landesarbeitsgerichte mich unter- 
 stützt. Sie haben mir einen einvernehm- 
lichen Vorschlag unterbreitet, der die Ent- 
 scheidungsfindung maßgeblich beeinflusst 
hat. Es ist nämlich möglich, durch verstärkte 
Zusammenarbeit im Verwaltungsbereich 
Synergieeffekte zu erzielen, die auch bei 

einer Zusammenlegung der Gerichte nur 
im günstigsten Fall zu erreichen gewesen 
wären. Zudem kann dieses Optimierungs-
potenzial zeitnah verwirklicht werden und 
so zu einer schnellstmöglichen Stärkung 
der Rechtspflege beitragen. Die Leistungs-
fähigkeit der Arbeitsgerichtsbarkeit kann 
dadurch im Ergebnis kurzfristig gestärkt 
werden, ohne dass für die Kunden und Mit-
arbeiter in Folge einer Zusammenlegung 
Nachteile auftreten, weil die bisherigen 
Standorte erhalten bleiben. Für die kons-
truktive Zusammenarbeit mit der Arbeits-
gerichtsbarkeit, die auch vom Landesar-
beitsgericht Köln maßgeblich mitgetragen 
wurde und wird, möchte ich mich an dieser 
Stelle ganz herzlich bedanken.

Insgesamt gilt: Dort, wo bestehende Struk- 
turen sich bewährt haben, bedeutet dies, 
an ihnen festzuhalten. Das Landesarbeits-
gericht Köln ist eine Institution, die sich be-
währt hat. Auf seine 25-jährige Geschichte 
kann es mit Stolz zurückblicken. Dabei war 
es nicht immer einfach. 
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Grusswort

Eine der großen Herausforderungen für die 
gesamte Arbeitsgerichtsbarkeit bestand in 
der Bewältigung der Eingangsflut in den 
letzten Jahren. Eingangszahlen von über 
140.000 Verfahren pro Jahr haben sie in 
Nordrhein-Westfalen an die Grenze ihrer  
Belastbarkeit geführt. In dieser Situation 
hat die Justiz Solidarität bewiesen und zur 
Unterstützung Richter aus der ordentli- 
chen Justiz und aus der Sozialgerichtsbar-
keit an die Arbeitsgerichte abgeordnet. Der 
Landtag hat trotz schwieriger Haushalts-
lage eine befristete Personalverstärkung  
bewilligt. Aufgrund dieser Maßnahmen 
und  des besonderen Engagements und des 
überobligatorischen Einsatzes aller am  
arbeitsgerichtlichen Verfahren Beteiligten 
konnte der hohe Arbeitsanfall bewältigt 
werden. 

Mit Erleichterung können wir heute fest- 
stellen, dass sich die Geschäftsbelastung 
der Arbeitsgerichte entspannt hat und 
hier nach turbulenten Jahren wieder ein 
Normalzustand eingekehrt ist. Dies gilt 
auch für das Landesarbeitsgericht Köln. 
Die Arbeitsgerichtsbarkeit hat inzwischen 
ihrerseits Solidarität bewiesen und durch 
Stellenverlagerungen die stark belastete 
Sozialgerichtsbarkeit unterstützt. 

Der heutige Anlass gibt mir Gelegenheit, 
meine Damen und Herren, meinen Dank 
und meine Anerkennung auszusprechen; 
mich zu bedanken bei all denjenigen, die 

über die vielen Jahre hinweg an der Er- 
füllung der Aufgabe mitgewirkt haben, 
Rechtsfrieden im Arbeitsleben zu gewähr-
leisten. 

Mein Dank gilt dabei auch den zahlrei-
chen ehrenamtlichen Richterinnen und  
Richtern. Sie haben mit ihrer Sachkunde 
aus der Arbeitswelt und ihren betriebli-
chen Erfahrungen ganz maßgeblich mit 
dazu beigetragen, für die Arbeitnehmer 
und die Arbeitgeber unseres Landes eine 
leistungsfähige und allgemein anerkannte 
Arbeitsgerichtsbarkeit zu schaffen. 

Für das hohe Ansehen, das sich diese Fach-
gerichtsbarkeit in den vergangenen Jahren 
erworben hat, ist aber auch noch ein ande-
rer Faktor von erheblicher Bedeutung:
Ich meine die vertrauensvolle Zusammen-
arbeit mit den Arbeitgeberverbänden, Ge-
werkschaften und der Anwaltschaft, die 
wesentlich dazu beigetragen hat, dass die 
hohe Eingangsbelastung von der Arbeits-
gerichtsbarkeit bewältigt werden konnte. 

Für die bewährte Partnerschaft und das En- 
gagement für und in der Arbeitsgerichts- 
barkeit möchte ich Arbeitgebern und Ge-
werkschaften sowie der Anwaltschaft herz- 
lich danken.

Gleichzeitig möchte ich Sie ermuntern:
Seien Sie auch weiterhin ein verlässlicher 
Partner an der Seite der Justiz! 
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Die Herausforderung für alle Gerichtsbar- 
keiten besteht darin, bei den zu bewälti- 
genden wirtschaftlichen und gesellschaft- 
lichen Veränderungen Recht zu gewähren 
und Rechtsfrieden zu stiften. Diese Aufga- 
be ist auf hohem qualitativem Niveau, in 
möglichst kurzer Zeit und unter sparsamer 
Ausnutzung der zur Verfügung stehenden 
Ressourcen zu erfüllen. Die Arbeitsgerichts- 
barkeit hat sich dieser Herausforderung 
stets gestellt.

Die Leistungsfähigkeit der Arbeitsgerichts-
barkeit zu sichern, ist mir deshalb stets ein 
wichtiges Anliegen. Die knappen Ressour-
cen zwingen uns aber auch dazu, in allen  
Bereichen nach Einsparmöglichkeiten zu  
suchen. Die Justizministerinnen und Jus- 
tizminister haben es sich deshalb zum Ziel 
gesetzt, das gerichtliche Verfahren zu straf- 
fen und die Abläufe effizienter zu gestal- 
ten. Hierbei bin ich mir mit meinen Justiz- 
ministerkollegen darin einig, dass wir ganz 
praktische Ansätze verfolgen sollten, die 
die Arbeit des Richters – gleich in welcher 
Gerichtsbarkeit – entschlacken und erleich- 
tern.  Ein konkretes Beispiel hierfür ist der  
Referentenentwurf zu einem Gesetz zur  
Änderung des Sozialgerichtsgesetzes, des  
Arbeitsgerichtsgesetzes und anderer Ge- 
setze. Der Gesetzentwurf ist Ihnen be- 
kannt. Er enthält konkrete Einzelvorschlä-
ge, die das arbeitsgerichtliche Verfahren 
vereinfachen und beschleunigen.

Zur Vorbereitung meiner Stellungnahme 
im Rahmen der Länderressortabstimmung 
habe ich die arbeitsgerichtliche Praxis be-
teiligt.  Die vorgesehenen Änderungen wer- 
den von ihr – auch von dem heutigen Ge-
burtstagskind – insgesamt positiv beur-
teilt. 

Mit der Einführung eines einheitlichen Ge- 
 richtsstands des Arbeitsortes wird ein lang- 
jähriger Meinungsstreit von Instanzgerich- 
ten und Bundesarbeitsgericht entschieden. 
Die fehlende Rechtsmittelfähigkeit von Ver- 
weisungsbeschlüssen führt bislang zu ei-
ner sehr uneinheitlichen Gerichtspraxis im 
Hinblick auf die örtliche Zuständigkeit. Ei- 
ne diesen Streit entscheidende Regelung  
ist im Grundsatz zu begrüßen, weil sie für  
die Rechtssuchenden Klarheit schafft, vor 
welchem Gericht sie um Rechtsschutz nach- 
suchen können. 

Auch die vorgesehene Erweiterung der Al- 
leinentscheidungsbfugnisse des Vorsitz- 
enden ist sachgerecht. Sie beseitigt Unklar-
heiten und führt dort, wo es – unter Berück-
sichtigung des Kammerprinzips – sachlich 
geboten ist, zu einer Vereinfachung und 
Beschleunigung des Verfahrens. Bedenken 
habe ich aber, die Erweiterung der Allein- 
entscheidung des Vorsitzenden in Bezug 
auf die Tatbestandsberichtigung auch auf 
das zweitinstanzliche Verfahren auszudeh- 
nen. Der Tatbestand des Berufungsurteils 
hat besondere Bedeutung für die Revision 
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und wird – anders als in der ersten Instanz – 
auch von den ehrenamtlichen Richterin- 
nen und Richtern unterschrieben. Aus die- 
sem Grunde habe ich in meiner Stellung- 
nahme die Begrenzung des Alleinentschei- 
dungsrechts für die Tatbestandsberichti- 
gung auf die erste Instanz zur Diskussion 
gestellt. Dies entspricht auch der Stellung-
nahme des Landesarbeitsgerichts Köln.

Positiv zu beurteilen ist im Grundsatz auch 
die vorgesehene Änderung zur nachträg-
lichen Zulassung der Kündigungsschutz- 
klage. In Anbetracht der Bedeutung dieses 
Verfahrens und der unterschiedlichen Aus- 
legung des § 5 KSchG durch die Landes-
arbeitsgerichte bestand bereits seit län-
gerem Bedarf nach einer bundeseinheit-
liche Anwendung der Vorschrift. Zugleich 
nimmt der Entwurf weitere, einer Verfah-
rensbeschleunigung dienende Elemente 

in das Verfahren der nachträglichen Zulas-
sung auf. 

Zum Schluss möchte ich noch erwähnen, 
dass nach dem Abschluss der eingangs er-
wähnten Prüfung der Zusammenlegung  
der rheinische Landesarbeitsgerichte nun   
zusammen mit dem Bau- und Liegen- 
schaftsbetrieb des Landes Nordrhein- 
Westfalen die Planungen für eine Verbes- 
serung der Unterbringung des Landesar- 
beitsgerichts Köln wieder aufgenommen 
worden sind. Dabei ist es das gemeinsame 
Ziel aller Beteiligten, dass der Standort 
Blumenthalstraße erhalten bleibt. Für die 
weiteren Planungen wünsche ich Ihnen 
ebenso wie für diese Veranstaltung einen 
erfolgreichen Verlauf und uns allen einen 
schönen Abend.

Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit. 

 Vorsitzende Richter Dr. Kreitner und Dr. Griese, Präsident Dr. Isenhardt und Vizepräsident Dr. Kalb (v.l.n.r.)

Grusswort



Die Berührungspunkte der Wirtschaft mit 
dem Landesarbeitsgericht Köln sind viel-
fältig. Eine funktionstüchtige und vor al- 
lem bürgernahe Justiz ist für so einen be-
deutenden Wirtschaftsstandort wie Köln 
unabdingbar. Ein Landesarbeitsgericht in 
Köln bedeutet kurze Wege für Arbeitneh-
mer und Unternehmen in der Region und 
damit eine Präsenz in der Fläche. 

Auch die Stadt Köln musste in der Vergan-
genheit häufig die Dienste des Landesar-
beitsgerichts Köln in Anspruch nehmen.
Ob die Stadt Köln nun als Gewinner oder 
Verlierer den Gerichtssaal verließ, es blieb 
immer die Erkenntnis, dass alle getroffe- 
nen Entscheidungen im Rahmen der ju- 
ristischen Möglichkeiten vor allem an den 
gegenseitigen Interessen der Parteien aus- 
gerichtet waren.

Und die Kölner Arbeitnehmer und Arbeit-
geber – lassen Sie mich dies mit einem Au-
genzwinkern sagen – würden auch nicht 
mehr auf die in 25 Jahren erworbenen Kom- 
petenzen des Landesarbeitsgerichts Köln  
in Bezug auf den Kölner Karneval verzich- 
ten wollen. Wie ich mir habe sagen las- 
sen, liegt das LAG Köln mit der Anzahl sei- 
ner Entscheidungen mit karnevalistischem 
Hintergrund trotz seines jüngeren Alters 
deutlich vor dem LAG Düsseldorf.

Nunmehr bleibt mir noch, dem Landesar-
beitsgericht Köln weiterhin viel Erfolg zu 
wünschen und mich auf zahlreiche künf-
tige Geburtstage zu freuen. Ich wünsche 
Ihnen allen eine schöne Veranstaltung mit 
interessanten Gesprächen in ungezwun-
gener Atmosphäre.

Danke für die Aufmerksamkeit.

Grusswort
Josef Müller, Bürgermeister der Stadt Köln
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Sehr geehrte Frau Ministerin, sehr geehrter 
Herr Dr. Isenhardt, sehr geehrte Damen und 
Herren, ich begrüße Sie ganz herzlich im  
Namen von Rat und Verwaltung und un- 
seres Oberbürgermeisters Fritz Schramma  
zur heutigen Festveranstaltung anlässlich 
des 25-jährigen Bestehens des Landesar- 
beitsgerichts Köln. Ich freue mich sehr, na- 
mens der Stadt Köln zum Geburtstag gra-
tulieren zu dürfen. 

Die Freude ist umso größer, als Sie – ver-
ehrte Frau Ministerin – sich nach längerer 
Prüfung gegen eine Fusion der Gerichte in 
Düsseldorf und Köln und für einen Fortbe-
stand des eigenständigen Landesarbeits-
gerichts Köln entschieden haben.

Genau genommen haben wir eine Fusion 
der Landesarbeitsgerichte Köln und Düssel- 
dorf bereits hinter uns. Denn damals nach 

dem Krieg im Jahr 1949 bildeten Köln und 
Düsseldorf zwei Kammern des Landesar-
beitsgerichtes Düsseldorf. Als die Anzahl 
der arbeitsrechtlichen Streitigkeiten im-
mer weiter wuchs, wurde daraus mit Wir-
kung zum 01.01.1982 das Landesarbeitsge-
richt Köln errichtet. 

Viele gute Gründe sprechen dafür, dass ein 
Landesarbeitsgericht nach Köln gehört:
Als viertgrößte Stadt der Bundesrepublik 
und drittgrößte deutsche Industrieregion 
ist die Region Köln das bedeutendste Wirt-
schafts- und Industriezentrum in Nord- 
rhein-Westfalen. 

Allein in Köln arbeiten ca. 435.000 Arbeit-
nehmer im Dienstleistungssektor, in der In- 
 dustrie, in Wissenschaft und Forschung, so- 
wie im Mediensektor, um nur einige Berei- 
che der Kölner Wirtschaft zu nennen. 
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benprodukte ab. Dagegen ist der Gesetz- 
geber zurückhaltend, soweit es ohne Bezug 
zum Sozialrecht um die zukunftsgerechte 
Gestaltung der Arbeitsverhältnisse geht.
Hier verlässt er meist sich auf die Arbeits-
gerichtsbarkeit, der er die arbeitsrechtli- 
che Zukunftsbewältigung überweist, teils   
durch Nichtstun, teils durch Generalklau- 
seln und Ermächtigungsnormen. Die Ar-
beitsgerichtsbarkeit wird dadurch noch 
mehr als bisher zur Mitgestalterin und 
Mitverantwortlichen für die Zukunft der 
Arbeit.

Die bisher wichtigste Reaktion des Gesetz-
gebers auf das Altern der Bevölkerung ist  
die 2012 beginnende schrittweise Anhe- 
bung der Regelaltersgrenze für die gesetz- 
 liche Altersrente von 65 auf 67. Als ar- 
beitsrechtliches Nebenprodukt bestimmt 
das Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz, 
dass die Zulässigkeit vertraglicher Alters-
grenzen im gleichen Takt steigt (wenn der 
EuGH nicht in der nächsten Woche mehr 
Tempo verlangt). Die vielen anderen Fra-
gen, die mit dem Alter der Arbeitnehmer 
zusammenhängen, vor allem Mindest- und 
Höchstaltersgrenzen für Einstellungen, das 
Anciennitätsprinzip bei Beförderungen, al- 
tersgestaffelte Sozialauswahl bei Kündi- 
gungen usw. beantwortet das Gleichbe-
handlungsgesetz mit einer Generalklausel: 
Eine unterschiedliche Behandlung von Ar-
beitnehmern wegen jungen und alten Al- 
ters ist grundsätzlich verboten, aber aus-

nahmsweise zulässig, wenn sie – und ich  
zitiere wörtlich – objektiv und angemessen 
und durch ein legitimes Ziel gerechtfertigt 
ist. Für Kündigungen soll nicht einmal das 
gelten, sondern hier soll der Richter die 
Orientierung direkt bei der einschlägigen 
europäischen Richtlinie suchen, die aber 
auch nicht präziser ist. 

Die der Arbeitsgerichtsbarkeit damit ge-
stellte Aufgabe ist umso schwieriger, als 
sie mit zwei entgegengesetzten Wegwei- 
sungen verbunden ist. Die stufenweise An-
hebung der Regelaltersgrenze auf 67 legt 
es nahe, den Schutz älterer Arbeitnehmer 
zu verstärken, damit sie die Regelalters-
grenze noch aktiv im Arbeitsverhältnis er- 
reichen können. Das grundsätzliche Verbot 
der unterschiedlichen Behandlung wegen 
des Alters spricht andererseits dagegen, 
älteren Arbeitnehmer einen besonderen 
Schutz zukommen zu lassen. Die Arbeits- 
gerichtsbarkeit zögert verständlicherweise 
noch vor einer endgültigen Richtungsent- 
scheidung. Auf eine schnelle Entscheidung 
drängen vor allem Richterinnen und Rechts- 
wissenschaftlerinnen, die ihr Engagement 
und ihre Erfahrungen aus dem Kampf ge- 
gen Benachteiligungen von Frauen nun in 
einen Kampf gegen die Benachteiligung 
oder sogar für die Bevorzugung älterer 
Arbeitnehmer einbringen wollen. 

Auch bei der Vereinbarkeit von Familie und 
Beruf konzentriert sich der Gesetzgeber 

Festvortrag
Zukunftsaufgaben des Arbeitsrechts  Prof. Dr. Dres. h.c. Peter Hanau   
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Bisher hat Präsident Dr. Isenhardt unseren 
Blick in die Vergangenheit gelenkt, in die 
Geschichte, man darf wohl sagen Erfolgs-
geschichte, des Landesarbeitsgerichts Köln. 
Meine Aufgabe ist es nun, die Linie fortzu-
führen und einen Blick in die Zukunft zu 
werfen. Anders als die Geschichte ist die 
Zukunft freilich unbekannt, so dass man 
sich über sie nur vorsichtig äußern kann, 
nicht so lang, wie es sich sonst bei einem 
Festvortrag gehört. 

Die Zukunft des Arbeitsrechts hängt aufs 
Engste mit der Zukunft der Arbeit zusam-
men; beides wird sich wechselseitig be-
einflussen. 
Die wohl wichtigsten Faktoren sind: 

 Alterung der Bevölkerung 
 und ihres Arbeitskräftepotentials

 Vereinbarkeit von Familie und Beruf 
 Weiterbildung
 Globalisierung 

 
Der Bezug zum Arbeitsrecht, insbesonde- 
re zum Arbeitsvertragsrecht, liegt auf der 
Hand. Die Alterung des Arbeitskräftepoten- 
tials betrifft vor allem Begründung und Be- 
endigung der Arbeitsverhältnisse. Die Ver- 
einbarkeit von Familie und Beruf betrifft 
Dauer und Lage der Arbeitszeit, insbeson- 
dere Arbeitsbefreiungen zur Pflege junger 
und alter Familienmitglieder. Bei der berufli- 
chen Weiterbildung geht es darum, zu wes- 
sen Lasten die erforderlichen zeitlichen und 
finanziellen Aufwendungen im Arbeitsver- 

hältnis gehen. Die Globalisierung macht 
sich vor allem bei der Frage bemerkbar, mit 
welchen Maßgaben Arbeitsplätze in Nie- 
driglohnländer verlagert werden können  
und mit welchen Maßgaben umgekehrt 
Arbeitnehmer aus solchen Ländern hier tä- 
tig werden dürfen. Mehr und mehr rückt 
auch die Frage in den Fokus, ob die Welt- 
märkte eine verstärkte Flexibilisierung der 
Arbeitsverhältnisse erfordern und wie die 
wirtschaftlich erwünschte Flexibilität noch  
mit der sozial erwünschten Stabilität der 
Arbeitsverhältnisse in Einklang zu bringen 
ist. Die Europäische Kommission hat dazu 
mit einem Grünbuch eine große Diskus- 
sion unter dem harmonisierenden Stich- 
wort „flexicurity“ in Gang gesetzt. 

An diesen Gestaltungsaufgaben sind alle 
Akteure des Arbeitsrechts beteiligt, Ge-
setzgeber, Tarif-, Betriebs- und Arbeitsver-
tragsparteien, Arbeitsgerichtsbarkeit. Aus 
Gründen der Zeit und des Anlasses kann 
ich hier nur den Gesetzgeber und die Ar-
beitsgerichtsbarkeit in den Blick nehmen.  

Der Gesetzgeber ist aktiv, soweit es die so-
zialrechtliche Seite der Zukunftsaufgaben 
betrifft, vor allem die Finanzierung der Be- 
schäftigung älterer Arbeitnehmer, der Frei- 
stellung von Arbeitnehmern aus familiä- 
ren Gründen und der Weiterbildung, sei es 
aus Steuern oder aus Sozialversicherungs- 
beiträgen. Bei diesen sozialrechtlichen Re- 
gelungen fallen auch arbeitsrechtliche Ne- 
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auf das Sozialrecht, wiederum verbunden 
mit arbeitsrechtlichen Nebeneffekten. So 
ist die gesetzliche Regelung der Elternzeit 
ein Nebenprodukt des Elterngeldes und 
der Anspruch auf Krankengeld bei Betreu-
ung erkrankter Kinder enthält als Neben-
produkt einen Anspruch gegen den Arbeit-
geber auf unbezahlte Freistellung für die 
Zeit des Krankengeldbezuges (§ 45 SGB V). 
Die allgemeine Frage, unter welchen Vor-
aussetzungen ein Anspruch auf unbezahl-
te Freistellung aus familiären Gründen be- 
steht, wird vom Gesetzgeber wiederum mit 
einer Generalklausel beantwortet. Nach 
§ 275 Abs. 3 BGB kann der Schuldner die 
Leistung verweigern, wenn er die Leistung 
persönlich zu erbringen hat und sie ihm  
unter Abwägung des seiner Leistung ent- 
gegenstehenden Hindernisses mit dem  
Leistungsinteresse des Gläubigers nicht zu- 
gemutet werden kann. Es ist verständlich, 
dass die Rechtsprechung sich dadurch nicht 
inspiriert fühlt und noch wenig zur Konkre- 
tisierung unternommen hat. Typisch ist, 
dass die neueste gesetzgeberische Initia- 
tive wieder vom Sozialrecht ausgeht, und 
eine von der Pflegeversicherung bezahlte 
Freistellung ins Auge fasst.

Bei dem weiteren Thema einer familien- 
gerechten Lage der Arbeitszeit ist die ge-
setzliche Regelung so unbefriedigend, dass 
sie die Gerichte nicht ruhen lässt. Dies be-
trifft vor allem den Anspruch auf Vermin-
derung der Arbeitszeit während der bis zu 

dreijährigen Elternzeit, der sich nach dem 
Wortlaut des Gesetzes nur auf die Dauer 
und nicht auf die Lage der verminderten Ar- 
beitszeit bezieht (§ 15 BEEG). Im Gegensatz 
dazu umfasst der im TzBfG geregelte all- 
gemeine Anspruch auf Verminderung der  
Arbeitszeit auch deren Lage. Es ist schon 
schockierend, dass der für die Vereinbar- 
keit von Familie und Beruf wichtige An- 
spruch auf Verminderung der Arbeitszeit 
während der Elternzeit vom Gesetz schwä- 
cher ausgestaltet ist als der allgemeine 
Anspruch auf Reduktion der Arbeitszeit,  
der gar keiner Begründung bedarf.
 
 

Man kann Elternzeiter und Elternzeite-
rinnen auch nicht auf diesen allgemeinen 
Anspruch verweisen, der sich nur auf eine 
unbefristete Verminderung bezieht. Wenn 
der Gesetzgeber schon unterscheiden woll- 
te, hätte es umgekehrt sein müssen; in der 
Elternzeit verdienen die Arbeitszeitwün- 
sche der Arbeitnehmer mehr Rücksicht als 
sonst. Die Vernachlässigung familiärer In- 
 teressen durch den Gesetzgeber zeigt sich 
auch daran, dass § 106 GewO bei der Aus- 
übung des Weisungsrechts vom Arbeit- 
geber Rücksicht auf Behinderungen, aber 
nicht ausdrücklich auf familiäre Bedürf-
nisse verlangt. 

Dies hat die Rechtsprechung, hier den 9. 
Senat des BAG, nicht ruhen lassen. Ganz im 
Sinn von Altbundespräsident Herzog hat 
sich der Senat mit Urteil vom 09.05.2006 
(9 AZR 278/05) einen Ruck gegeben und an
den unbefriedigenden Regelungen geru- 
ckelt, bis ein befriedigendes Ergebnis he- 
rauskam:
Der Arbeitgeber muss den Wunsch des Ar- 
beitnehmers in Bezug auf die Lage der ver- 
minderten Arbeitszeit während der Eltern- 
zeit berücksichtigen, soweit nicht dringen- 
de betriebliche Interessen entgegenstehen. 
 

Die Angst des Gesetzgebers vor dem Ar-
beitsvertragsrecht, und in soweit vor der 
Zukunft, steigert sich bei der Weiterbil-
dung ins Groteske. Zwar gibt es die grund- 
sätzliche Regelung, dass die Entwicklung 

der beruflichen Leistungsfähigkeit zur An-
passung an sich ändernde Anforderungen 
Arbeitgeber und Arbeitnehmer obliegt, al- 
so beide Seiten dafür verantwortlich sind.
Dies wäre eine wichtige Direktive für die 
Frage, wer Zeit und Kosten der Weiterbil-
dung im Arbeitsverhältnis aufzubringen 
hat, doch steht die Vorschrift in § 2 des SGB 
III, das die Arbeitsförderung regelt. Dort 
ist sie neben vielen Einzelregelungen be-
deutungslos, während sie für das Arbeits-
recht, wo sie wegweisende Bedeutung ha- 
ben könnte, nicht gilt, weil sie eben im 
Sozialgesetzbuch steht. Die allein gelas- 
sene Arbeitsrechtsprechung hat hier denn 
auch noch wenig ausrichten können, aber 
immerhin wichtige Grundsätze für arbeits- 
vertragliche Klauseln aufgestellt, die Ar- 
beitnehmer zur Rückzahlung von Fortbil- 
dungskosten verpflichten. Glücklicherwei- 
se wird die Lücke zunehmend von den Tarif- 
und Betriebsparteien ausgefüllt, die dem 
Bundesgesetzgeber in der Förderung der 
Weiterbildung im Arbeitsverhältnis voran 
gehen. Auch einige Landesgesetzgeber sind 
helfend eingesprungen. 

Zu den arbeitsrechtlichen Fragen der Glo- 
balisierung gibt es europarechtliche Rege- 
lungen. Dies hat es dem deutschen Gesetz-
geber im Arbeitnehmerentsendegesetz er- 
leichtert, seine Angst vor dem Arbeitsver-
tragsrecht partiell zu überwinden. In die-
sem findet sich auch eine Regelung über 
Mindestlöhne, allerdings bisher nur für die 
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Bauwirtschaft und verwandte Branchen. 
Dies hat bekanntlich dazu geführt, dass ein 
allgemeiner Mindestlohn zu einem hefti- 
gen politischen Streitpunkt geworden ist. 
Die Arbeitsgerichtsbarkeit hilft bis zur end- 
gültigen gesetzlichen Klärung mit einer  
Auffanglösung, einem richterlichen Min- 
destlohn, der etwa bei 2/3 des jeweils üb-
lichen Tarifentgelts liegt. 

In der wichtigen Frage, wie in Zeiten der 
Globalisierung Flexibilität und Sicherheit 
im Arbeitsverhältnis zu verbinden sind, ist 
der Gesetzgeber aktiv geworden, indem er 
Flexibilität und Sicherheit auf zwei ver-
schiedene Gruppen von Arbeitsverhältnis- 
sen verteilt. Die Stammarbeitsverhältnisse 
sollen möglichst sicher, weniger flexibel 
sein, Randarbeitsverhältnisse flexibel und 
weniger sicher. Dies betrifft Leiharbeits- 
verhältnisse, befristete Arbeitsverhältnisse 
und Arbeitsverhältnisse in Kleinbetrieben. 
Diese sind durch externe Flexibilität ge-
kennzeichnet, d. h. die Flexibilität wird 
durch leichte Lösbarkeit der Beschäftigung  
 erreicht.  Die Rechtsprechung hat das an den  
 

Rändern korrigiert, insbesondere durch den 
Kündigungsschutz zweiter Klasse in Klein-
betrieben, ist aber im Übrigen dem Gesetz-
geber loyal gefolgt. Neuerdings hat der 
Fünfte Senat des BAG aber ein anderes 
Konzept von flexicurity entwickelt, ein wei- 
terer Ruck in die Zukunft. Die Arbeitsver-
hältnisse sollen möglichst sicher bleiben, 
sogar sicherer werden, indem sie eine ge-
wisse Binnenflexibilität erlauben, in deren 
Rahmen Arbeitsentgelt und Arbeitszeit 25 
bis 30 % schwanken können. Diese interne 
Flexibilität dürfte Flexibilität und Sicher-
heit besser verbinden, da sie beide nicht 
gegeneinander ausspielt, sondern die Fle-
xibilität der Arbeitsverhältnisse benutzt, 
um ihre Sicherheit zu erhöhen. 

Damit lässt sich folgendes Fazit ziehen. 
Die Zukunft des Arbeitsrechts hat bereits 
begonnen, vor allem in der Arbeitsrecht-
sprechung, weniger in der Gesetzgebung. 
Die Passivität des Gesetzgebers wird häu-
fig gescholten. Dafür gibt es in der Tat 
Gründe, doch kann man den Akzent auch  
anders setzen. Der weitgehende Verzicht  
des Gesetzgebers auf eigene Gestaltung 
des gegenwärtigen und zukünftigen Ar-
beitsvertragsrechts ist eine verdiente An-
erkennung der Arbeitsgerichtsbarkeit und 
ihrer Leistung. Gegenwart und Zukunft der 
Arbeit werden, soweit sie rechtlich beein-
flussbar sind, vom Gesetzgeber weitge-
hend in die Hände der Arbeitsgerichtsbar-
keit gelegt. Dort sind sie gut aufgehoben.  

Freilich sollte das Gute nicht zum Feind des 
Besseren werden. Besser wäre es, wenn der  
Gesetzgeber die Rechtsprechung nachträg- 
lich in Gesetzesform gießen und voraus-
schauend programmieren würde. Die Ar- 
 beitsgerichtsbarkeit wäre sicherlich dank-
bar, wenn der Gesetzgeber die Verantwor- 
tung in größerem Umfang mit ihr teilen 
würde. Die deshalb von der Arbeitsge- 
richtsbarkeit stets unterstützte Forderung 
nach einem Arbeitsvertragsgesetz hat sich 
freilich bisher nicht durchsetzen können; 
zu groß war die Angst des Gesetzgebers vor  
dem Arbeitsvertragsrecht. Zur Zeit wird auf 
dankenswerte Initiative der Bertelsmann 
Stiftung, aber selbstverständlich in völliger 
wissenschaftlicher Unabhängigkeit von un- 
seren Kölner Kollegen Prof. Henssler und 
Prof. Preis der Entwurf eines Arbeitsver-
tragsgesetzes vorgelegt, der die von der 
Rechtsprechung entwickelten Grundlinien 
des Arbeitsvertragsrechts ausformuliert 
und in den Bereichen Alter, Familie, Weiter-
bildung und flexicurity wichtige Schritte 
in die Zukunft tut. Dies entspricht der Ziel-
setzung der deutschen und insbesondere 
der Kölner Arbeitsrechtswissenschaft, dem 
Gesetzgeber und der Arbeitsgerichtsbar-
keit helfend zur Seite zu stehen. 

Im Augenblick scheinen die Aussichten für 
ein Arbeitsvertragsgesetz besser zu sein 
denn je. Der Arbeitsminister unseres Lan- 
des NRW, Herr Laumann, steht dem Pro-
jekt mit besonderem Interesse und Wohl-

wollen gegenüber. Aber selbst wenn es zu 
solch einem Gesetz käme, wird der Ar-
beitsgerichtsbarkeit auch in Zukunft ein 
großes Maß an Mitverantwortung für das 
Arbeitsrecht bleiben. 

Daran wird auch das Landesarbeitsgericht 
Köln mit den Eigenschaften teilhaben, die 
es in den letzten 25 Jahren ausgezeichnet 
haben: Aufgeschlossenheit und Ausgegli-
chenheit. Aufgrund dieser Eigenschaften 
kann man wirklich von einem rheinischen 
Landesarbeitsgericht sprechen, dass wir 
heute feiern und dem ich für seine schö-
ne, verantwortungsvolle Arbeit alles Gute 
wünsche. 
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schwindigkeit, um das Urteil zu finden und 
zu verkünden. So sorgt das Landesarbeits-
gericht Köln seit 25 Jahren für den Frieden 
in der Arbeitswelt und darum allen, die da- 
ran mitwirken, Dank.

 Wolfgang Reß

Zunächst möchte ich die Gelegenheit nut-
zen, im Namen der Kölner Arbeitgeber herz- 
lich zum doppelten Geburtstag des Lan- 
desarbeitsgerichts zu gratulieren. Einmal 
zum 25. Geburtstag und zum zweiten zum 
2. Geburtstag am 6. Juni 2007, nämlich zu 
der Entscheidung der Landesregierung,  das 
LAG Köln eigenständig und in Köln zu be- 
lassen. Ich glaube, Frau Justizministerin 
Müller-Piepenkötter, Sie haben die richtige 
Entscheidung getroffen und dafür darf ich 
Ihnen danken. 

Arbeitgeber und Verbände in dieser Region 
haben sich schon 1953 für ein eigenstän- 
diges Landesarbeitsgericht in Köln einge-
setzt und sind auch heute nach wie vor der 
Auffassung, dass die wirtschaftliche Bedeu- 
tung der Region ein eigenständiges Lan- 
desarbeitsgericht rechtfertigt. Die in dieser 
Region verantwortlichen Arbeitgeberver- 
bände begrüßen im Übrigen auch die wei- 
tere Beibehaltung der Gerichtstage, die 
schon vorab entschieden worden ist. Ne- 
ben der Eigenständigkeit des LAG Köln sind 
nämlich auch die Gerichtstage ein wich- 
tiger Bestandteile für eine „bürgernahe“ 

Rechtspflege, die den Parteien und ihren 
Vertretern lange Wege erspart und einen 
regionalen Bezug schafft. Dies gilt in be-
sonderem Maße für unsere ehrenamtli-
chen Richter, die trotz hoher Arbeitsbelas-
tung in ihren Unternehmen gerne diese 
wichtige Funktion wahrnehmen.

Beim Für und Wider zum LAG Köln bleibt 
unsere Einschätzung nicht auf Ihr Haus 
beschränkt, sondern umfasst in gleicher  
Weise Abläufe in der Arbeitsgerichtsbar- 
keit generell. Ausweislich einer Kunden- 
befragung beim Arbeitsgericht Köln, die 
Sie veranlasst haben, ergibt sich insoweit 
ein differenziertes, überwiegend positives 
Bild. Dem möchte ich mich gerne anschlie- 
ßen. Ein kritischer Punkt ist hier jedoch im- 
mer wieder die Zeitdauer des Verfahrens- 
ablaufs. Hier gibt es deutlichen Verbesse- 
rungsbedarf beim Arbeitsgericht Köln. Lob 
muss hingegen dem Landesarbeitsgericht 
gezollt werden, da hier die durchschnitt-
liche Erledigung der Berufungsverfahren 
rund 4,2 Monate beträgt. 

Ein generelles Anliegen der Arbeitgeber 
bleibt, wie es uns gelingt, den Blick für die 
unternehmerische Wirklichkeit noch stär-
ker in den Arbeitsgerichten zu entwickeln. 
Die Formulierung in der heutigen Presse- 
erklärung des Landesarbeitsgerichts „Ar- 
beitsgerichte entscheiden über oft exis- 
tentielle Fragen des Arbeitslebens, vor al- 
lem über Kündigung, Entgelt etc.“, legt  auch 
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 Dr. Heinz-Jürgen Kalb

Verehrte Gäste, meine Damen und Herren, 
wir haben gerade mit dem vom Jazzduo 
gespielten Titel „Isn’ t She Lovely“ eine per-
fekte musikalische Vorlage erhalten. An 
einem Festtag wie dem heutigen kann und 
muss man das natürlich auf die gut auf- 
gestellte Arbeitsgerichtsbarkeit beziehen.

Aber ich möchte unserer kleinen Gesprächs- 
runde nicht vorgreifen und begrüße hier 
auf dem Podium sehr herzlich die Vertreter 
der Sozialpartner und der Anwaltschaft, 
genauer der Fachanwaltschaft für Arbeits- 
 recht, zunächst Herrn Dr. Wolfgang Uellen- 
berg-van Dawen, Vorsitzender der DGB-  
Region Köln-Leverkusen-Erft-Berg, ferner 
Herrn Wolfgang Reß, Geschäftsführer der 
Arbeitgeber Köln und Hauptgeschäftsfüh- 
rer des Arbeitgeberverbandes der Metall- 
und Elektroindutrie Köln, sowie last but 
not least Herrn Rechtsanwalt Karl-Dietmar 
Cohnen, Sprecher des Ausschusses Arbeits- 
recht im Kölner Anwaltverein. 

Meine Herren, Gratulanten sollte man zwar 
eigentlich keine Fragen stellen, sondern 
entspannt zuhören. Uns interessiert aber  
schon, wie Sie die Dienstleistungsqualität 
des Landesarbeitsgerichts beurteilen. Sie 
sind ja auch als „Kunden“ des Gerichts 
betroffen, weil die Parteien regelmäßig von 
den Verbänden oder Anwälten vertreten 
werden.

Was gefällt Ihnen also an der Arbeit des 
Gerichts, was kann möglicherweise noch 
verbessert werden?

 Dr. Wolfgang Uellenberg-van Dawen

Als Historiker bin ich nicht vom Fach, aber 
gewöhnt an die Methode, mündliche Über- 
lieferung auszuwerten. Als Nicht-Kunde  
des Landesarbeitsgrichts habe ich somit die 
Kunden, meine Kolleginnen und Kollegen 
des gewerkschaftlichen Rechtsschutzes be- 
fragt. Das Landesarbeitsgericht Köln kann 
mit Fug und Recht als rheinisches Gericht 
bezeichnet werden. Der Rheinländer redet 
gerne und er redet viel. Er ist meinungs-
freudig und auch konfliktbereit. Und da 
die Arbeitswelt kein Ort der Harmonie ist, 
wird aus einem Meinungsstreit auch hin 
und wieder ein Fall fürs Arbeitsgericht. Und 
bei aller Mühe, die sich die rheinischen Ar- 
beitsgerichte geben, sie können nicht im-
mer allen, die sich an sie wenden, Recht 
geben. So wendet sich mancher an das Be-
rufungsgericht, um höheren Orts Gerech-
tigkeit zu erhalten. Und: Er stellt fest, dass 
er beim Landesarbeitsgericht nicht immer 
Recht bekommt, dass aber in jedem Fall 
sein Ruf gehört wird. 

Gründlichkeit in der Sachaufklärung, Ver- 
 ständlichkeit in der Verhandlungsführung, 
Zeit für die Abwägung der Rechtsgüter, Ge- 
 wissenhaftigkeit in der Prüfung der Rechts-
lage – aber immer noch eine gewisse Ge-
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zu tun haben, haben an diesem Gericht 
und seiner Arbeit schlicht nichts auszuset- 
zen. Gut erreichbar im Herzen von Köln, bes-
tens vorbereitete Richter, intensive Rechts- 
gespräche, die die Sache im Verhandlungs-
termin auf den Punkt bringen, durchweg 
hohe juristische Qualitätsstandards und 
kurze Erledigungszeiten. Was will man 
mehr? Als Anwalt muß ich eingestehen, 
bisweilen lieber einmal ein nicht so gut be- 
gründetes Urteil anstatt des ausnahms- 
weise nicht vermeidbaren Prozeßverlustes. 

 Dr. Heinz-Jürgen Kalb

Vielen Dank für Ihre Ausführungen zur Ar-
beitsgerichtsbarkeit im Allgemeinen und 
für die sehr wohlwollende Beurteilung des 
„Geburtstagskindes“ im Besonderen. Nut- 
zen wir die Gelegenheit noch für einen kur- 
zen Ausblick. Wo besteht aus Ihrer Sicht 

Handlungsbedarf im Arbeitsrecht? Welche 
Chancen sehen Sie etwa für ein Arbeitsver- 
tragsgesetz, zu dem Kölner Arbeitsrechts- 
professoren im Auftrag der Bertelsmann 
Stiftung einen Entwurf vorgelegt haben?

 Dr. Wolfgang Uellenberg-van Dawen

Die Frage nach der Vereinheitlichung des  
Arbeitsvertragsrechts stellt sich immer wie- 
der auch aus der Praxis des Kündigungs- 
schutzes. Als Minister Clement, vom Re-
formbazillus der Agenda 2010 befallen, den 
Kündigungsschutz wieder einmal schlag- 
zeilenträchtig in Frage stellte, haben wir  
mit Handwerksmeistern diskutiert. Deut- 
lich wurde: Nicht das Gesetz, sondern die 
Angst vor der Unübersichtlichkeit des 
Rechts und der Rechtsprechung hindert 
kleine und mittlere Unternehmen an einer 
fairen und sachgerechten Bewertung des 
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eine Betrachtungsweise nahe, die zunächst 
den Arbeitnehmer im Blickfeld hat. Obwohl 
die ehrenamtlichen Richter für den Bezug 
zur betrieblichen Praxis sorgen sollen, wün- 
schen wir uns etwas mehr Verständnis für 
die Belange unserer Unternehmen zuwei-
len auch im Hauptamt. Dabei sehe ich es 
durchaus als gemeinsame Aufgabe, Exkur- 
sionen in Betrieben oder Gespräche mit 
Personalverantwortlichen zu ermöglichen 
und damit einen noch stärkeren Kontakt 
zur Praxis herzustellen. 

Dabei verkennen wir nicht, dass auch die 
Rahmenbedingungen, unter denen Recht 
zu sprechen ist, schwierig sind. Die aktu-
elle Gesetzgebung ist oftmals inhaltlich 
problematisch und weist zum Teil erheb-
liche handwerkliche Mängel auf. Nennen 
möchte ich hier nur das Teilzeit- und Befris-
tungsgesetz und zuletzt das AGG. Es be- 
steht ein erheblicher Schulungsbedarf für 
Personalverantwortliche, um die Rechtssi-
cherheit zu erreichen, die in der betriebli-
chen Praxis notwendig ist. Oftmals ist un- 
 ser Eindruck, dass die Tätigkeit von Perso-
nalverantwortlichen in dem Zusammen-
hang einer „gefahrgeneigten Arbeit“ ent-
spricht. 

Eine Auseinandersetzung mit der Arbeits-
gerichtsbarkeit wäre unvollständig, wenn 
sie nicht zumindest einen kurzen Blick auf 
die Rechtsprechung werfen würde. Hier 
möchte ich heute nur die aktuelle Recht-

sprechung des Bundesarbeitsgerichts zu 
Streiks, Tarif-Sozialplänen, Tarifeinheit, Ta-
rifpluralität und Sympathiestreiks erwäh-
nen. Diese Rechtsprechung bereitet uns 
nicht nur Sorge, sondern stößt auf hohes 
Unverständnis in den Unternehmen und 
bei den Verbänden. Hier wird bewusst sei-
tens des höchsten Gerichts rechtsgestal-
tend Einfluss genommen und damit quasi 
die Rolle des Gesetzgebers übernommen. 
Legislative und Judikative werden in be-
denklichem Maße vermischt.

 Karl-Dietmar Cohnen

Wenn ich auf dieser Festveranstaltung als 
Vertreter der Anwaltschaft die Möglichkeit 
erhalte, gewissermaßen ein Urteil über  
das heute zu feiernde Landesarbeitsge- 
richt Köln und somit auch über die dieses 
Gericht durch ihre Arbeit prägende Rich-
terschaft abzugeben, empfinde ich diesen 
Rollenstausch als äußerst angenehm. Und 
dies nicht etwa deshalb, weil ich nun end-
lich einmal hier „vom Leder ziehen“ könnte 
– so nach dem Motto – was wir Anwälte 
Ihnen schon immer einmal sagen wollten 
und zu bemängeln haben …

Nein, dies würde ich mich hier nicht nur 
nicht trauen: Wir, das heißt die Fachan- 
wälte für Arbeitsrecht und arbeitsrechtlich 
spezialisierten Kolleginnen und Kollegen, 
die in ihrem beruflichen Alltag immer wie- 
der mit dem Kölner Landesarbeitsgericht 
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be, im Auftrag der Bertelsmann-Stiftung, 
zu stellen. Ich habe persönlich den Ein-
druck einer höchst sachlichen Diskussion 
und zugleich eines offenen Ohrs bei den 
Verfassern. Dennoch sollte aus Sicht der 
Arbeitgeber eine solche Kodifikation Chan-
cen ergreifen, ein modernes Arbeitsrecht 
zu gestalten, nicht nur Bisheriges zusam-
menzufassen und zu beschreiben. 

Dabei darf nicht unerwähnt bleiben, dass 
die Überregulierung ja Zementierung des 
aktuellen deutschen Arbeitsrechts aus 
Sicht der Unternehmen eine beschäfti-
gungshemmende Wirkung entfaltet und 
zum Teil als Standortnachteil gesehen wird. 
Dies sollte sich nicht fortschreiben. Eine 
sinnvolle Arbeitsrechtsreform sollte sich 
auch mit Blick auf das EU-Grünbuch dar-
auf konzentrieren, Bürokratie abzubauen, 
zu deregulieren und mehr Flexibilität zu 
schaffen, z.B. durch die Diversifizierung 
von Arbeitsformen. Reformen im Arbeits-
recht müssen dazu benutzt werden, belas-
tende Regelungen für die Unternehmen 
abzuschaffen. Unabhängig von Einzelfra-
gen stellt sich die Frage, wann politisch der 
richtige Zeitpunkt ist, ein solch umfassen-
des Vorhaben sachgerecht umzusetzen. Die 
aktuelle Entwicklung der Koalition lässt 
mich daran zweifeln, dass momentan sach- 
gerechte und dem Arbeitsrecht angemes-
sene und zukunftsweisende Lösungen er- 
reicht werden können. Die unsägliche Dis-
kussion und das Ergebnis der Gesundheits-

reform im vergangenen Jahr und der an-
dauernde Streit über die Einführung eines 
Mindestlohns sollten hierbei als Warnung 
dienen. Aus diesem Grund geht meine Em-
pfehlung nicht dahin, den Entwurf in sei-
nem jetzigen Stadium in Richtung Gesetz-
gebungsverfahren zu leiten.

 Karl-Dietmar Cohnen

Meines Erachtens benötigen wir nicht so 
sehr eine Kodifizierung des Arbeitsrechts 
in einem einheitlichen Arbeitsvertragsge-
setz. Zwar ist dem Grundanliegen und dem 
hierzu bereits vorgelegten Entwurf bei 
theoretischer Betrachtung auch aus meiner 
Sicht weitgehend zuzustimmen. Zudem 
würde ein einheitliches Arbeitsvertrags-
gesetz bei aller hiermit angestrebten Ver-
einfachung für die arbeitsrechtlich tätige 
Anwaltschaft sicherlich auf Jahre zunächst  
ein weiteres Beschäftgungsprogramm nach 
sich ziehen. Ich glaube jedoch nicht, dass 
sich die Idee der Kodifizierung des Arbeits-
rechts in einem einheitlichen Arbeitsver-
tragsgesetz angesichts der politischen Ge- 
gebenheiten und verschiedenster wider-
streitender Interessen tatsächlich umset- 
zen lässt. Und ich denke, die arbeitsrecht-
lich spezialisierten Anwälte kommen eben-
so wie die Arbeitsgerichtsbarkeit auch ohne 
ein solches Arbeitsvertragsgesetz aus. Denn: 
Die arbeitsgerichtliche Rechtsprechung, 
nicht zuletzt auch die Rechtsprechung des 
Landesarbeitsgerichts Köln, hat mittler- 
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Kündigungsschutzes. Denn natürlich kann 
gekündigt werden, nur die Gründe werden 
überprüft. Darum wäre es ein großer Fort-
schritt, wenn allen – Arbeitgebern wie Ar-
beitnehmern, der Gerichtsbarkeit wie den 
Prozessparteien – ein klar normiertes Ar-
beitsvertragsrecht zur Verfügung stünde. 
Meine damit fachlich befassten Kollegin- 
nen und Kollegen zögern dennoch, denn 
wir können nicht sicher sein, ob die Politik 
diese Normierung nicht in einem mentalen 
Zustand betreibt, den vor allem die Me- 
 dien aber auch Wirtschaftsvertreter derzeit 
als Reformpolitik bezeichnen, ohne dass 
wir vom Sinn dieser Politik überzeugt sind.  

Zudem sollten wir die europäische Entwi- 
cklung berücksichtigen – zum Grünbuch 
Arbeitsrecht der EU-Kommission beginnt 
die Diskussion in der Fachwelt, und sie  
gewinnt mit der wachsenden Prekarisie- 
rung auch an arbeitsmarktpolitischer und 
rechtspolitischer Bedeutung. Flexibilität 
und Sicherheit sind die Leitplanken des 
Grünbuchs und der Vortrag Professor Ha-
naus hat den dazwischen liegenden Spiel-
raum exzellent ausgemessen. Mir scheint 
der Kern der Auseinandersetzung aber im 
Begriff der Zeitsouveränität zu liegen: 
Auf welches Recht kann sich der Arbeit-
nehmer berufen, wenn er sich für die Ver-
einbarkeit von Familie und Beruf entschei-
det und seine Arbeitszeit so gestalten will, 
dass dies auch möglich ist – selbst wenn 
der Arbeitgeber andere Vorstellungen hat?  

Hat der Arbeitnehmer auch das arbeitsver-
tragliche Recht, flexibel aus dem Arbeits-
leben ausscheiden zu können? Wir haben 
vielfältige Erfahrungen in der Weiterbil-
dung, wenn Weiterbildungsinteressen und 
Weiterbildungszeiten mit betrieblichen 
Anforderungen nicht in Übereinstimmung 
gebracht werden können. Eine Vereinheit- 
lichung und damit auch eine Weiterent-
wicklung des Arbeitsvertragsrechts be- 
wegt sich auf einem schmalen Grat ge-
gensätzlicher Interessen. Man sollte diese 
Gratwanderung darum nur mit großer 
Vorsicht beginnen – dem Landesarbeitsge-
richt wird auch in den nächsten 25 Jahren 
die Arbeit nicht ausgehen und ich wün-
sche ihm dabei viel Erfolg.

 Wolfgang Reß

Das Arbeitsvertragsrecht hat als Mittel-
punkt der Arbeitsbeziehungen eine heraus- 
 ragende Bedeutung. Zugleich offenbaren 
sich jedoch offensichtliche Konstruktions-
mängel wie Lückenhaftigkeit, Zersplitte-
rung in vielen Einzelgesetzen, Rechtspre-
chung mit unterschiedlichen Auslegungen, 
Richterrecht, Komplexität für die betriebli-
che Praxis und eine eingeschränkte Durch-
setzbarkeit deutscher Standards in der eu- 
ropäischen Rechtsetzung. Vor dem Hinter-
grund dieser Feststellungen kann man ein 
umfassendes Arbeitsvertragsgesetz nur 
begrüßen sowie den Versuch der Professo-
ren Henssler und Preis, sich dieser Aufga-
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Danke noch einmal an die Runde, danke 
an das Publikum für die Aufmerksamkeit, 
Dank an die beiden Musiker, die uns zum 
Abschluss noch mit einem Stück erfreuen.  
Danach wird im Foyer des Museums wei-
tergefeiert. Dort wartet der kölsche Imbiss. 
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weile bereits für viele von der Gesetzge-
bung ungelöst bzw. unbeantwortet ge-
lassene Problembereiche und Fragenkom-
plexe die erforderliche Rechtssicherheit 
geschaffen und hinreichende Antworten 
gegeben. Meines Erachtens wäre viel mehr 
zu wünschen und auch für die Praxis drin-
gender geboten, dass der Gesetzgeber je- 
weils dort, wo sich neue Gesetze in der Pra-
xis als nachbesserungsbedürftig erweisen, 
rascher und entschlossener mit entspre-
chenden Neuregelungen auf die praxiser- 
fahrene Kritik von Arbeitsrichtern und Fach- 
anwälten für Arbeitsrecht reagiert.

Wenn Sie erlauben, würde ich meine Ant-
wort auf Ihre Frage gerne noch um eine kur- 
ze weitergehende Bemerkung ergänzen.

 Dr. Heinz-Jürgen Kalb

Gern, aber bitte wirklich ganz kurz.

 Karl-Dietmar Cohnen

Ja, ich verspreche mich kurz zu fassen und 
ich will auch niemanden grüßen. (Heiter-
keit im Publikum) Wenn ich dem Landesar-
beitsgericht Köln und gleichzeitig auch der 
arbeitsrechtlich tätigen Anwaltschaft für 
die Zukunft noch etwas wünschen darf, 
dann ist es die Beibehaltung der Eigen-
ständigkeit der Fachgerichtsbarkeit. Diese 
hat sich in den zurückliegenden Jahren 
aufs Beste bewährt. Die hohe Qualität der 

Rechtsprechung und das besonders aus- 
geprägte ausgewogene Verständnis für  
die Interessen der Sozialpartner, das die 
Arbeitsgerichtsbarkeit und insbesondere  
auch Ihr Haus, Herr Dr. Isenhardt, auszei-
chnet, sollte nicht für irgendwelche, wie 
auch immer motivierte Verwaltungsver-
einheitlichungsideen aufs Spiel gesetzt 
werden. Wie in verschiedenen anderen 
europäischen Staaten sollte die Arbeits-
gerichtsbarkeit auch in Deutschland un-
bedingt ihre Eigenständigkeit bewahren. 
Wenn es zukünftig darum gehen sollte, 
diese bewährte Eigenständigkeit zu ver-
teidigen, wird die Arbeitsgerichtsbarkeit 
stets auf die arbeitsrechtlich spezialisierte 
Anwaltschaft zählen können.

 Dr. Heinz-Jürgen Kalb

Vielen Dank für Ihre pointierten Stellung-
nahmen, die wir leider nicht weiter mit 
den Zuhörern diskutieren können. Es gibt 
aber noch viele Gesprächsmöglichkeiten 
beim anschließenden Büffet. Ich erspare 
mir ein Schlusswort und möchte stattdes-
sen über ein kleines Erlebnis aus der letz-
ten Woche berichten: Da verabschiedete 
sich ein ehrenamtlicher Richter mit den 
Worten, er sei immer gern zu uns gekom-
men, weil im Landesarbeitsgericht so ein 
guter Geist herrsche. Ich denke, ein schö-
neres Kompliment kann man dem Gericht 
nicht machen. Möge dieser gute Geist uns 
auch in den nächsten 25 Jahren begleiten!
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